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Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich umfasst die nordéstliche Fahrbahn der RuhrwaldstraRe (B 54 )
auf einer Gesamtstrecke von ca. 360 m etwa zwischen dem Gebdude Nortkirchenstra-
Re 105 und dem Nordrand der Briicke tber den StraBenzug NortkirchenstraRe / Am
Rombergpark, weiter entlang der stidlichen Begrenzung des Grundstiickes Nortkir-
chenstrale 111 (BMW) und deren 6stlicher Verlangerung einschliel3lich eines ca. 100
m langen Teilstiickes der Konrad-Adenauer-Allee in einer Breite von 30 m sowie ent-
lang der westlichen Grenze des Flurstlicks 925, Gemarkung Hacheney, Flur 4 der
Nordseite der Nortkirchenstrale und in Hohe des Gebdudes Nortkirchenstral3e 105
rechtwinklig zur Ruhrwaldstral3e abknickend in Dortmund-Horde.

Gegenwartige Situation

Der Geltungsbereich wird bereits heute durch seine verkehrliche ErschlieBungsfunkti-
on dominiert. Zwischen Ruhrwaldstral3e (B 54) und Nortkirchenstrale bestehen zwei
Verkehrsgrunflachen mit vereinzelten Baumgruppen. Der nordwestliche Randbereich
ist dem Gelande von PHOENIX West zuzuordnen. Mit Ausnahme dreier Einzelbdume
handelt es sich hier um versiegelte Bereiche (Schotterstellflache) ohne bauliche Struk-
turen. Die angrenzende Stellplatzanlage der Fa. BMW liegt aul3erhalb des Geltungsbe-
reiches. Im Randbereich der dstlich gelegenen Luftzerlegungsanlage sind mit Gehol-
zen bestandene Bdschungen vorhanden. Der 6stliche Abschnitt der Nortkirchenstrale
wird von jungen StraRenbdumen gesdumt. Besonderen Gestaltwert innerhalb der
Grunstrukturen weisen die Solitarbaumpflanzungen in den innenliegenden Verkehrs-
grinfléachen auf.

Bestehendes Planrecht

Der Flachennutzungsplan der Stadt Dortmund stellt die B 54 sowie die Nortkir-
chenstral3e und die Konrad-Adenauer-Allee als tberértliche und ortliche Hauptver-
kehrsstralRen bzw. Verkehrs- und Erschliefungsstralen dar. Das 6stlich angrenzende
Gelande PHOENIX West ist als Sondergebiet ausgewiesen. Fur den Geltungsbereich
existiert kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan. Fir das gesamte Entwicklungsareal
von PHOENIX West wird derzeit parallel der Bebauungsplan H6 253 — PHOENIX
West — aufgestellt. Da aufgrund der Komplexitéat der Zeitpunkt der Rechtsverbindlich-
keit schwer abzuschétzen ist, soll die westliche Anbindung in einem separaten Verfah-
ren laufen, um den fur 2009 avisierten Realisierungszeitpunkt nicht zu gefahrden. Fur
die Konrad-Adenauer-Allee sowie sémtliche inneren Erschlieungsstralien ist ein Ver-
fahren nach § 125 BauGB im Dezember 2006 zum Abschluss gebracht worden. Dieses
Instrument kann hier keine Anwendung finden, da eine StralRe mit tberdrtlicher Ver-
bindungsfunktion (B 54) betroffen ist.

Anlass

Das ehemalige Hochofenwerk PHOENIX West in Dortmund-Hérde ist seit Oktober
1998 stillgelegt. Die Flache PHOENIX West wurde daraufhin am 22.05.2001 von der
LEG Landesentwicklungsgesellschaft NRW im Auftrag der Landesregierung Uber den
Grundsttcksfonds Nordrhein-Westfalen von der Krupp Hoesch Stahl AG angekauft.



Das Areal soll im Rahmen der regionalen Strukturpolitik zur Erhaltung bestehender
und Schaffung neuer Arbeitsplatze und zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen entwickelt werden. Stadtebauliche Grundlage fiir die Entwicklung ist der
Entwurf des Buros stegepartner, Dortmund, der im Rahmen einer spezifisch durchge-
fuhrten Entwicklungswerkstatt als favorisierter Entwurf hervorgegangen ist. Ziel ist
es, ein Standortprofil als herausragenden Standort flr die neuen Fiihrungsbranchen
Dortmunds, insbesondere fir die Informationstechnologien und Mikro-und Nanotech-
nologie sowie Produktionstechnik aufzubauen. Dienstleistungen und freizeitwirt-
schaftliche Nutzungen sollen integriert werden. Mehrere tausend neue Arbeitsplétze
werden hier entstehen.

Zur Bewdltigung der kinftig auf PHOENIX West entstehenden Verkehre sind Aus-
bauten und Ergénzungen der duBeren Verkehrsinfrastruktur erforderlich. Die Entwick-
lungsflache soll im Westen uber die Konrad-Adenauer-Allee an den Knotenpunkt
Nortkirchenstrale/B 54 angebunden werden. Fiir die ersten Baustufen sind der Ausbau
der Konrad-Adenauer-Allee und die Anbindung an den bestehenden Knoten B 54 /
NortkirchenstralRe ausreichend. Im Weiteren sind jedoch ein leistungsgerechter Aus-
bau dieses Knotens und der Durchbau der Felicitasstral3e erforderlich. Der Ausbau ist
fir 2010 geplant.

Da es sich um eine &uRere ErschlieBungsmalinahme handelt, wird diese nicht von der
LEG Stadtentwicklung GmbH & Co. KG realisiert, sondern befindet sich in der Zu-
standigkeit der Stadt Dortmund.

Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes

Ziel des Umbaus ist es, die Nortkirchenstral3e im Knotenpunktbereich nach Norden zu
verschwenken, um langere Aufstellspuren fir Kraftfahrzeuge zu erhalten, die aus
Fahrtrichtung Suden von der B 54 abfahren und an der signalgesteuerten Kreuzung mit
der Nortkirchenstral3e warten missen. Zum jetzigen Zeitpunkt ist lediglich eine erste
Abschatzung des zukiinftigen Quell- und Zielverkehrsaufkommens von PHOENIX
West moglich. Das Kfz-Fahrtenaufkommen der Entwicklungsflache PHOENIX West
wurde durch den Fachbereich Verkehrsplanung der Stadt Dortmund mit 34.000 Kfz-
Fahrten am Tag prognostiziert. Demnach ist der geplante Knotenpunktumbau eine un-
verzichtbare MalRnahme zur Sicherstellung einer leistungsfahigen Westanbindung der
Entwicklungsflache. Der im Bebauungsplanverfahren planungsrechtlich zu sichernde
Umbauentwurf enthalt die technisch maximal mogliche Lange der Aufstellspuren, um
Rickstaus auf die durchgehende Fahrbahn der B 54 sicher zu verhindern und fur die
spatere signaltechnische Detailplanung des Knotenpunktes ausreichende Handlungs-
spielrdume zu gewahren.

Beschreibung der Planung
Der heutige Verkehrsknoten wird um ca. 50 m in norddstlicher Richtung verschwenkt,
um mehr Aufstellflache zu erhalten. Das aulRerhalb des Geltungsbereiches liegende

Birogebaude der Luftzerlegungsanlage kann erhalten bleiben.

Fur Verkehre von der B 54 werden jeweils zwei Zufahrtspuren in das PHOENIX
West-Gelénde vorgesehen:



e von Norden kommend zwei Linksabbiegespuren mit einer kombinierten Spur
fur Geradeaus- und Rechtsabbieger;

e von Siiden kommend zwei Geradeausspuren mit separater Links- und Rechts-
abbiegespur.

Die Ausfahrt vom PHOENIX West Gelande erhalt jeweils drei separate Richtungs-
fahrspuren. Auf der NortkirchenstralRe selbst ist fir die von Stiden kommenden Ver-
kehre eine Linksabbiegespur sowie eine kombinierte Geradeaus- / Rechtsabbiegespur
vorgesehen.

Aulierhalb der erforderlichen Sichtbeziehungen erfolgt eine Bepflanzung mit gro3kro-
nigen Stralenbdumen in einem separaten Grinstreifen. Die Fahrbahnaufteilung sieht
eine getrennte Fiihrung von beidseitigen Fu3- und Radwegen vor.

Der freiraumplanerische Entwurf zum PHOENIX Park der Landschaftsarchitekten
Lohrer.Hochrein, Magdeburg, beinhaltete auch Gestaltungsideen fir die geplanten
Verkehrsgrunflachen zwischen Nortkirchenstralie und der B 54. Im Folgenden wurden
diese Entwirfe mit dem fiir die Bundesstral3e zustandigen Landesbetrieb Stral3en
NRW im Juni 2008 abgestimmt und konkretisiert. Demnach sind klar definierte Sicht-
achsen niveaugleich freizuhalten, wobei auRerhalb dieser Restriktionsflachen in den
Verkehrsgrunflachen Erdhtigel mit einer Hohe von bis zu 7,00 m bis 8,50 m (iber der-
zeitigem Niveau geschittet werden kénnen. Durch diese geplanten Aufschittungen
soll eine markante Eingangssituation von PHOENIX West geschaffen werden, die mit
der bastionsartigen Gestaltung des Landschaftskeils korrespondiert. Der Landschafts-
keil wird in seiner stidlichen Spitze ebenfalls ca. 10 m oberhalb der Konrad-Adenauer-
Allee liegen. Des Weiteren kénnte auf dem nordwestlichen Erdhiigel die angedachte
Briicke uber die B 54 (Verbindung Landschaftskeil zum Botanischen Garten Rom-
bergpark) aufgesetzt werden. Dies war Ergebnis eines von der LEG durchgefiihrten
Wettbewerbsverfahrens fiir den Brickenbau.

Die beiden Erdbauwerke sollen als offene Flachen mit wenig akzentuierenden Solitér-
gehdélzen gestaltet werden. Sie werden im Plan als Verkehrsgriin dargestellt und fun-
gieren u.a. auch als anteiliger Baumersatz fiir die zu fallenden 90 Bestandsbhaume.

Der bestehende Fuf3- und Radweg entlang der B 54 soll erhalten bleiben.
Im Bereich des erweiterten Verkehrsknotens wurde ein Ein- und Ausfahrtverbot fest-
gesetzt. Hiervon ausgenommen ist die bereits bestehende Zu- und Ausfahrt des vor-

handenen Autohauses (BMW, NortkirchenstraRe111).

Planinhalte
Verkehrsflache / Verkehrsgrin / Erhaltungsgebot (Baume)

Entwasserung
Die Stadt Dortmund realisiert derzeit einen neuen zentralen Abwassersammler im

Landschaftskeil in Richtung Emscher. Das anfallende Straenoberflachenwasser wird
aufgrund der Schadstoffbelastung direkt in diesen Kanal eingeleitet.



8.1

In der weiteren Ausbauplanung ist eine umlaufende Entwasserung der steilen Erdhgel
innerhalb der ,,Auffahrtsohren“ zu entwickeln. Das oberflachig ablaufende Nieder-
schlagswasser ist primér ortsnah, z. B. in Versickerungsmulden abzuleiten.

Umweltprifung

Nach § 38 Abs. 1 des StralRen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrwG NRW) dirfen Landes- und Kreisstrallen nur gebaut oder geéndert werden,
wenn der Plan festgestellt ist. § 38 Abs. 4 StrWG NW regelt, dass Bebauungspléne
nach 8§ 9 des Baugesetzbuches (Baugesetzbuch) die Planfeststellung ersetzen. Fir den
Bau und fiir die wesentliche Anderung vorhandener StraRen ist die Umweltvertrég-
lichkeit zu prifen. Dabei ist § 17 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitspri-
fung (UVPG) vom 12.02.1990 anzuwenden. Bei dem geplanten Ausbau des Verkehrs-
knotenpunktes Nortkirchenstrale / B 54 handelt es sich um eine Bundes- bzw. Lan-
desstrale, fur die eine Planfeststellung erforderlich ware.

Nach 8§ 17 UVPG wird die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) bei der Aufstellung,
Anderung oder Erganzung von Bauleitplanen im Bauleitplanverfahren nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuches durchgefiihrt. Im vorliegenden Fall wurde der Bebau-
ungsplan Ho 251 — Verkehrsknoten NortkirchenstralRe — aufgestellt, so dass parallel
zum Bebauungsplanverfahren ein Umweltbericht erstellt und fortgeschrieben wird.

Die im Bebauungsplanverfahren zu erfassenden Belange des Umweltschutzes, des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege gemal? § 1 Abs. 6 Nr. 7 sowie § 1a BauGB
I.d.F. vom 20.07.2004, zuletzt gedndert zum 21.12.2006, sind geméal} § 2 Abs. 3
BauGB als Abwagungsmaterial zu ermitteln und zu bewerten. Dies erfolgt in einer
Umweltprifung (8 2 Abs. 4 BauGB), in der die voraussichtlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben sowie zu
bewerten sind. Gemé&l § 2 a BauGB bildet der Umweltbericht einen gesonderten Teil
der Begriindung zum Bebauungsplan. Seine inhaltlichen Anforderungen haben den
Ausfuhrungen der Anlage zu § 2 Abs. 4 BauGB zu genligen.

Frihzeitig wurden Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung (Scoping) mit
den Tréagern offentlicher Belange gemal3 § 4 Abs. 1 BauGB innerhalb eines Scoping-
termins am 22.11.2004 abgestimmt. VVorbereitend wurde vom Gutachter Herbstreit
Landschaftsarchitekten, Bochum, im Oktober 2004 ein Scopingfachbeitrag erstellt.
GemaR § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB wurde darin vorgeschlagen, in welchem Umfang und
Detaillierungsgrad die Ermittlung der Umweltbelange fur die sachgerechte Abwagung
erforderlich ist. Den Tragern wurde Gelegenheit zur AuRerung gemai § 2 Abs. 4
BauGB eingerdumt. Im Scopingprotokoll vom 29.11.2004 wird dokumentiert, dass ein
Vertreter der Bezirksregierung anregte, die geplante Bricke tiber die B 54 mit in das
Planverfahren einzubeziehen. Diese ist nunmehr informell im Plan dargestelit.

Umweltbericht

Mit Datum vom Dezember 2008 wurde vom Gutachter Herbstreit Landschaftsarchi-
tekten, Bochum, der Endbericht zum Umweltbericht in Text und Karten ins Planver-
fahren eingestellt.



Aufgrund der verkehrlich vorhandenen und unverénderbaren Anschlusspunkte (incl.
Konrad-Adenauer-Allee - vormals Hochofenstralie), der erforderlichen verkehrstech-
nischen Abwicklung der zu erwartenden Verkehrsaufkommen und der stadtebaulich
vorgepragten Struktur (Bestandsgebaude) kann keine Variantendiskussion stattfinden.

Untersuchungsraum und planerische Vorgaben

Der von den Vorhaben betroffene, im Umweltbericht untersuchte Raum erstreckt sich
Uber den Wirkbereich des Verkehrsknotens hinaus. Die umgebenden Teilrdume von
PHOENIX West und botanischem Garten Rombergpark wurden mit einbezogen.

Fur das Bebauungsplangebiet bestehen keine planerische VVorgaben, die abwagungsre-
levant sind.

Nachfolgend wird eine Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse des Umwelt-
bericht-Endberichtes vorgenommen; nahergehende Ausfiihrungen kénnen dem Um-
weltbericht als Anlage zur Begrindung entnommen werden.

Umweltzustand im Untersuchungsraum

Die raumliche Ausgangssituation und der Zustand der Umweltschutzgtter im Unter-
suchungsraum im Wirkbereich zwischen B 54 und NortkirchenstralRe werden be-
stimmt durch den heutigen Zustand als Gewerbegebiet und Industriebrache. Infolge
dieser Grundbelastung verflgt der Untersuchungsraum nur auf Teilflachen Gber Wer-
tigkeiten, z. B. fur Boden, Fauna und Flora (Verkehrsgriin mit Baumsolitéren; Trenn-
grunstreifen). Die Ubrigen Flachen dienen bereits verkehrlichen und gewerblichen
Nutzungen, die sich in einer entsprechenden lufthygienischen Vorbelastung wieder-
spiegeln. Im Plangebiet herrschen Aufschuttbdden vor; Flieligewésser fehlen. Erho-
lungs- und Wegefunktionen ibernehmen der Fu3- und Radweg parallel der B 54 sowie
die Gehwege entlang der NortkirchenstralRe. Aufgrund der hohen Larmbelastung Uber-
nimmt das Verkehrsgriin innerhalb der ,,Auffahrtsohren* Giberwiegend Funktionen als
innenstadtnahes Représentationsgrin. Es erganzt somit wirkungsvoll die vorhandene
und effektive Eingriinung des Gewerbegebietes ndrdlich der Nortkirchenstrale.

Vier Grilnstrukturen charakterisieren das Plangebiet. Entlang einer geschotterten
PKW-Aufstellflache nordwestlich der Nortkirchenstral3e stehen drei dltere Baume.
Stammschéden und schiittere Kronen sind als VVorbelastungen vorhanden. Auch die
Baumhecke im nordostlichen Abschnitt weist Schaden auf — nicht wenige Stdmme
sind mit dem Maschendrahtzaun verwachsen. Relativ jung sind die straBenbegleiten-
den Badume (Platane, Linde) entlang des 6stlichen Abschnittes des Nortkirchenstrale.
Als vierte Grinstruktur sind die Solitdrbaumpflanzungen in den inneren Verkehrs-
granflachen anzufihren. Hier stehen mittel alte, solitar stehende Laubbdume, deren
Schleppkronen bis zum Rasen reichen und daher den jeweils arttypischen Wuchshabi-
tus ausformten. Diese park&hnliche Wirkung begriindet deren hohe gestalterische
Grunwirkung an der B 54. Vergleichbar sind diese Baumwirkungen mit dem Repra-
sentationsgriin der Baumsolitare am Westfalenpark oder entlang der B 1. In den ,,Auf-
fahrtohren® prégen diese 44 Baume das Ortsbild maRgeblich positiv mit.

Mit Ausnahme dieses Reprasentationsgriins und der weiteren 60 straBenbegleitenden
Baume gemaR Baumliste (siehe Umweltbericht), die eine mittlere bis hohe vorhaben-
bezogene Empfindlichkeit aufweisen, weist der Untersuchungsraum gegentber den
anderen Schutzgitern aufgrund von Vorbelastungen und der vorliegenden Auspragung
der Schutzguter nur eine geringe vorhabenbezogene Empfindlichkeit auf.



Verkehrlich stark vorgepragt ist auch ein Teil des Untersuchungsraumes stidwestlich
der B 54 (Abfahrt / Auffahrt). Stdlich der Strale Am Rombergpark schlief3t der
denkmalgeschiitzte, botanische Garten an. Dem Park ist aufgrund seiner Funktionen
und Schutzgter eine hohe Empfindlichkeit gegeniiber Wirkeinflissen zuzusprechen.

Umweltplanerische Ziele und Festsetzungen des Bebauungsplanes
Die folgenden umweltplanerischen Ziele sollen in die Planung eingestellt werden:

e Erhalt von 14 StraRenbdumen entlang der Nortkirchenstralie

e Baumersatz fur die zu fallenden Bestandsb&dume in den Grunflachen durch
Schaffung neuer straRenbegleitender Baume, Baume innerhalb des Ver-
kehrsgrins sowie dem Nachweis planexterner Baume auf PHOENIX West;

e Eingrinung der geplanten Erdhtigel durch Rasenansaat und gezielte Pflan-
zung weniger Baume an den mit StraBen NRW abgestimmten Standorten;

e Entwasserung der Stralenabwésser im Mischsystem. Entwéasserung der
Erdhigel Gber flankierende Rasensickermulden;

e Erhalt des Fuf3- und Radweges nordlich und parallel der B 54;

e Herstellung neuer strallenbegleitender FuBR- und Radwege entlang der zu
verschwenkenden Nortkirchenstrafe.

Zu erwartende Umweltauswirkungen

Der freiraumplanerische Entwurf zum PHOENIX Park der Landschaftsarchitekten
Lohrer.Hochrein, Magdeburg, beinhaltet auch Gestaltungsideen fir die geplanten
»Auffahrtsohren* zwischen Nortkirchenstralle und der B 54 im Geltungsbereich des
Ho6 251. Hier sollen zwei Erdhiigel mit einer Hohe von 7,00 m bis zu 8,50 m tber der-
zeitigem Niveau geschittet werden. Der Entwurf entwickelt die Erdhugel im Kontext
seines Gesamtentwurfes. Die Erdhigel sollen das Entree zu PHOENIX West span-
nungsreich betonen

Der Umweltbericht prognostiziert erhebliche Auswirkungen auf die Gehdlzstrukturen
durch Schittung dieser Erdhtigel, die ,,im Rahmen der neuen Gestaltung des Ver-
kehrsknotens nur teilweise ausgeglichen werden kénnen®. Zwar sollen neue stral3en-
begleitende Baume gepflanzt und innerhalb der Erdhigel akzentartig gesetzte Geholze
geplant werden, aber der parkahnliche Gestaltcharakter innerhalb der Verkehrsgrin-
flachen wird nicht kompensiert.

Auch die oben beschriebenen anderen Baume missen aufgrund der Planung weichen.
Der uber die Planungsb&dume hinausgehende, notwendige Baumersatz geméall Baum-
schutzsatzung wird sowohl im Geltungsbereich des Bebauungplanes H6 251 als auch
im Areal von auf PHOENIX West nachgewiesen.

Die Auswirkungen auf die Ubrigen Schutzgter erachtet der Umweltbericht als nicht
erheblich.

Umsetzung des Vermeidungsprinzips

Auf Grundlage des Erdhigelkonzeptes sind keine Vermeidungsmalinahmen fiir das
Schutzgut Flora (Bestandsgrun und Ortsbild) formulierbar. Bei Realisierung der Pla-
nung werden die 44 vorhandenen Baume innerhalb der inneren Verkehrsgriunflachen
sowie weitere 60 Baume entlang von TGHM und entlang der Nortkirchenstralie tiber-
plant. Davon kénnen lediglich 14 straBenbegleitende junge Baume (Nr. 69 bis 76 so-
wie 84 bis 89) im Ostlichen Abschnitt erhalten werden (Erhaltungsgebot). Diese M6g-
lichkeit wurde geprift und wird vom Tiefbauamt mitgetragen.



8.2

Daruber hinaus formuliert der Umweltbericht Vermeidungsempfehlungen fur den
Baustellenbereich sowie fiir Boden und Wasser.

Gestaltungs- und PflanzmalRnahmen, Baumersatz

Die grunplanerische Entwurfsarbeit von Lohrer.Hochrein, Magdeburg, zum Bebau-
ungsplan Ho 251 steht im Kontext zum Freianlagenentwurf PHOENIX Park. Diese
behdrdenseits abgestimmten Planvorgaben in das Bebauungsplankonzept eingearbei-
tet.

Die Erdhiigel sind mittels Raseneinsaat einzugriinen, wobei akzentuierte Baumpflan-
zungen (zwei Baumreihen und eine Baumgruppe) erfolgen sollen. Lohrer.Hochrein
sehen hier die Pflanzung von Quercus cerris (Zerr-Eiche) und Tilia cordata
,Greenspiere’ (Winterlinde) vor. Um die gewiinschte Gestaltqualitdt moglichst zeitnah
zu erzielen, sind Pflanzungen in der Qualitat 20/25 cm erforderlich. Obwohl eine Stra-
Renentwurfsplanung vorliegt, kdnnen die angedachten Baumstandorte im Bebauungs-
plan nicht mittels Pflanzgebot festgesetzt werden. Erfahrungsgemal muss hier die
verbindliche Ausfuhrungsplanung vorliegen, aus der sich die exakten Pflanzorte erge-
ben.

Die neu zu pflanzenden Baume stellen anteilig den Baumersatz fir entfallende Be-
standsbaume dar. Zum Bebauungsplan H6 251 wurde vom Vermessungs- und Katas-
teramt 2007 ein Baumeinmal angelegt. In der dazu gehdrenden Baumliste sind die
Baume zahlenmaRig u.a. mit ihrem Stammumfang aufgelistet. Eine eingehende
Baumbewertung erfolgte nicht, da keine Spielradume blieben. Baumeinmal} und Baum-
liste flieRen in den Umweltbericht ein. Geméall Baumeinmal und —liste (siehe Um-
weltbericht)

- liegen 15 Bdume (Nr. 1-13, 90-91) aul3erhalb des Plangebietes;

- missen 90 Baume gerodet werden (Nr. 14-16, 17-38, 39-68, 77-83, 92-
119) und

- kdnnen 14 stralRenbegleitende Baume (Nr. 69-76, 84-89) erhalten werden.

GemaR Baumliste miissen somit gemaR Baumschutzsatzung insgesamt 88 Stlick Neu-
pflanzungen in der Pflanzqualitat 20/25 cm Stammumfang in 1 m Hohe (Bestimmung
der Baumschutzsatzung) erfolgen. Davon waren nach dem vorliegenden Entwurfsplan
82 Stlick Neupflanzungen im Geltungsbereich des H6 251 mdglich, wobei ein Defizit
in Hohe von nur 6 Stlck verbliebe. Hinsichtlich des Defizits wird auf die zahlreichen
Baumpflanzungen im Geltungsbereich des H6 253 PHOENIX West hingewiesen. Die-
ses Defizit kann z.B. durch die 42 Baumpflanzungen im Griinzug nérdlich des Gaso-
meters erfolgen. Diese Baumpflanzungen erfullen im Verfahren H6 253 keine Kom-
pensationsfunktion.

Die Erdhiigel sollen durch flankierende Rasensickermulden entwassert werden.

Anwendung der Eingriffsregelung

Nach 8§ 21 Abs.1 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz) ist u.a. bei der Aufstellung
von Bauleitplénen, aufgrund dessen Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft zu er-
warten sind, tber die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschrif-
ten des BauGB zu entscheiden.



8.3

8.4

8.5

Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten, vermeidbare Beeintrachtigungen
von Boden, Natur und Landschaft zu unterlassen (Vermeidungsgebot) sowie unver-
meidbare Beeintrachtigungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist durch MaRnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichspflicht) -
§ 19 Abs. 1 und 2 BNatSchG i.V.m. § 4 Abs. 4 LG NRW.

Im Rahmen der Abwagung sind somit geeignete Malinahmen zur Eingriffsvermeidung
und ggf. zum 6kologischen Ausgleich festzulegen.

Im Gegensatz zur Schuttung von Larmschutzwallen entlang von Stral3en, die geméaR §
4 Abs. 3 Nr. 2 LG NRW nicht als Eingriff gelten, stellen Erdwalle oder -schittungen,
wie sie im vorliegenden Fall aus gestalterischen Grinden geplant sind, an sich einen
Eingriff dar. Diese 7,00 m bis 8,50 m hohen Schittungen waren somit in der ,,freien
Landschaft* gesondert zu bewerten — auch in Hinblick auf ihre Wirkung auf das Land-
schaftsbild (Verfahren nach Adam, Nohl &Valentin). Der Umbau des Verkehrskno-
tens findet aber im Bestand und vor allen Dingen im bebauten Kontext statt, weshalb
die besagten Erdhgel in die biotoptypenbezogene Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz ein-
flieRen.

Ergebnis der Eingriffs- / Ausgleichsbilanz

Das Ausgleichserfordernis wurde anhand einer Eingriffs- / Ausgleichsbilanz im Um-
weltbericht rechnerisch ermittelt. Der Bestandswertigkeit in Hohe von 128.010 Oko-
wertpunkten steht eine Planungswertigkeit in Hohe von 128.800 Okowertpunkten ge-
genuber. Daraus wird deutlich, dass sich durch Entsiegelungsmalinahmen und Schaf-
fung von mehr Verkehrsgriinflachen ein Ausgleichstiberschuss von 790 Wertpunkten
ergibt. Die biotoptypenbezogenen Eingriffe gelten somit im Bebauungsplan als ausge-
glichen.

Der Ersatz nach Baumschutzsatzung erfolgt - wie unter Punkt 8.1 dargestellt - separat.

Anwendung der Bodenschutzklausel

Die Aspekte der Bodenschutzklausel gemaR 8§ 1a Abs. 2 BauGB schreiben den spar-
samen und schonenden Umgang mit Grund und Boden vor. VVorrang vor der Inan-
spruchnahme von Freiraum (,,Flachenfral3*) sollen demnach die Wiedernutzbarma-
chung von Flachen, die Nachverdichtung und andere MaRnahmen zur Innenentwick-
lung haben.

Der vorhandene Verkehrsknoten wird zugunsten eines leistungsgerechten Knotens
umgebaut und dabei geringfligig gen Norden gestreckt. VVoraussichtlich industriell
vorgepragte Aufschuttbdden werden angeschnitten. Nach Abschluss der Baumafnah-
me werden nicht mehr bendtigte Verkehrsflachen entsiegelt. Unbelastete Boden kon-
nen zur Schittung der Erdwélle ortsnah verbaut werden. Die Wélle werden letztend-
lich begriint. Somit wird der Bodenschutzklausel in der zentralen Forderung der Wie-
dernutzbarmachung entsprochen.

Monitoringverfahren

Gemal § 4 ¢ BauGB uberwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkun-
gen, die aufgrund der Durchfuhrung der Bauleitpléne eintreten, um insbesondere un-
vorhergesehene nachteilige Auswirkungen friihzeitig zu ermitteln und in der Lage zu
sein, geeignete Maltnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.



8.6

Dieser Prozess wird als Monitoring bezeichnet. Im vorliegenden Bebauungsplan wer-
den folgende Monitoring-Malinahmen gemalt Umweltbericht empfohlen:

- Uberpriifung der Verkehrsmengen im Vergleich mit den Prognosen des Verkehrs-
gutachtens. Die Uberpriifung erfolgt im Rahmen des Monitoring zum Bebauungs-
plan H6 253 — PHOENIX West -.

- Die Prufung hinsichtlich der Umsetzung der im Bebauungsplan festgesetzten
Grinfestsetzungen (Erhaltungsgebote, Verkehrsgriin) als Malinahmen des Griin-
konzeptes (flachen- und malinahmenbezogen) spatestens erstmals 2 Jahre nach
Satzungsbeschluss.

- Die Prufung hinsichtlich der im Bebauungsplan festgesetzten Malinahmen im Sin-
ne der Bodenschutzklausel erfolgt spatestens erstmals 2 Jahre nach Satzungsbe-
schluss.

Die sonstige uiber die oben beschriebenen Handlungsfelder hinaus gehende Uberwa-
chung beschrankt sich auf die Prifungen im Rahmen der baurechtlichen Zulassungs-
verfahren sowie auf die Priifung und Auswertung von Hinweisen und Beschwerden
aus der Bevoélkerung. Eine Uberpriifung von unvorhergesehenen Auswirkungen er-
folgt durch die Fachbehorden im Rahmen bestehender Uberwachungspflichten.

Artenschutzrechtliche Priifung

Aufgrund der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 25. Méarz
2002, zuletzt geéndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2007, kommt dem
Artenschutz eine besondere Bedeutung zu. § 42 und § 43 BNatSchG definieren be-
stimmte Verbotstatbestédnde fur alle besonders und streng geschitzten Tier- und Pflan-
zenarten. Gleichzeitig zeigt das Gesetz in Ubereinstimmung mit der europiischen
FFH- und Vogelschutzrichtlinie Spielrdume auf, um akzeptable und im Vollzug prak-
tikable Ergebnisse bei der Anwendung der Verbotstatbestimmungen zu erzielen.

Die im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Priifung zu berticksichtigenden besonders
und streng geschutzten Arten — sog. ,,planungsrelevante Arten“ — sowie die Prufinhalte
und die Vorgehensweise bei der Priifung sind in der Broschire ,,Geschiitzte Arten in
Nordrhein-Westfalen* des Ministeriums fur Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (LANUV) beschrieben. Dies
erfolgt im Rahmen eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages, welcher Bestandteil
des Umweltberichtes ist.

Beim Auftreten besonders oder streng geschitzter Arten ist durch geeignete MaR-
nahmen sicherzustellen, dass diese entweder an Ort und Stelle erhalten werden kénnen
oder dass benachbarte Lebensrdume so ausgestaltet bzw. optimiert werden, dass die
Arten dort neue oder verbesserte Lebensbedingungen vorfinden. Diese Forderung be-
zieht sich auf den Fortbestand von Populationen, nicht auf das Uberleben von Einzel-
individuen.

Das Gutachterbiro zum Umweltbericht, Herbstreit Landschaftsarchitekten, Bochum,
legte im Dezember 2008 einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag als Anlage zum
Umweltbericht vor. Dieser Fachbeitrag wurde bereits von der Unteren Landschaftsbe-
horde inhaltlich gepruft, wobei das Ergebnis der Relevanzpriifung von der Unteren
Landschaftsbehdrde mitgetragen wird.
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Der Fachbeitrag listet insgesamt 43 planungsrelevante Arten auf, die im Fachinforma-
tionssystem des LANUYV im Messtischblatt 4510 sowie im Brutvogelatlas zum Stadt-
planquadrat O13 aufgefuhrt sind. Im weiteren ermittelt der Fachbeitrag, welche dieser
Arten im Bebauungsplangebiet habitatbezogen vorkommen kénnen oder nachgewie-
sen sind. Bezogen auf diese sieben Arten prift der Fachbeitrag, ob durch die Pla-
nungsabsicht in Hinblick auf diese Arten gemaR 8 42 BNatSchG sogenannte Verbots-
tatbestande ausgelost werden. In seiner ,,zusammenfassenden artenschutzrechtlichen
Beurteilung* kommt der Fachbeitrag zum Ergebnis, dass im Bebauungsplangebiet
»Ruhestatten und Brutvorkommen geschutzter Arten* (...) ,,ausgeschlossen werden*
kdnnen. Bezogen auf zwei besonders und streng geschitzte Fledermausarten kann le-
diglich eine ,,sporadische Nutzung des Plangebietes als Nahrungshabitat nicht ausge-
schlossen werden®. Da im Westen und Siidosten ausreichend grof3e ,,Lebensraume*
angrenzen, wird das Plangebiet lediglich als ,,untergeordneter Bestandteil ihrer Le-
bensrdaume* gewertet. Somit wird im Einzelnen nachgewiesen, dass die 0.g. ,,Verbots-
tatbestande” (...) ,,nicht erfullt sind und das VVorhaben aus Sicht des Artenschutzrechts
als zul&ssig eingestuft werden kann. Eine Ausnahmegenehmigung nach § 43
BNatSchG ist nicht erforderlich®.

Auch bezogen auf sechs im Plangebiet moglicherweise vorkommende, ,,streng ge-
schitzte Arten“ schliel3t der Gutachter aus, dass infolge der Planungsabsicht Biotope
zerstort werden, die flr die entsprechenden Arten nicht ersetzbar sind, denn es handele
sich lediglich um einen ,,potenziell ergdnzenden Nahrungsraum®. Wie oben darge-
stellt, existieren grof3flachig ,,Ausweichlebensraume® im Umfeld. ,,.Durch das Vorha-
ben werden somit keine Biotope zerstort, die flr streng geschiitzte Arten unersetzbar
sind. Vor diesem Hintergrund kann der Eingriff nicht an den in § 19 (3) genannten be-
sonderen artenschutzrechtlichen Anforderungen scheitern®.

Die Ergebnisse des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages wurden vom Gutachter in
den Umweltbericht zum Satzungsplan eingearbeitet. Der Fachbeitrag kann im
Stadtplanungs- und Bauordnungsamt auf Anfrage eingesehen werden.

Weitere Umweltbelange

Fur den gesamten Standort PHOENIX West liegen diverse Gutachten zur umwelttech-
nischen, geotechnischen und bergbaulichen Situation vor. Im Zuge der Begutachtung
wurden sowohl die Boden- und Untergrundverhaltnisse erkundet, als auch die berg-
bauliche Situation erfasst. Der vorliegende Planbereich liegt allerdings im Randbe-
reich von PHOENIX West. Aktuelle Erkenntnisse zu diesen Themen liegen deshalb
nicht vor.

Altlasten / Methan

Der vorliegende Geltungsbereich ist nur in einem sehr kleinen Bereich als Altlasten-
verdachtsflache gekennzeichnet.

Im Zusammenhang mit dem beabsichtigen Kanalneubau Schondelle wurde in der Ka-
naltrasse eine Baugrund- und Altlastenerkundung durchgefuhrt (GID 10.05.2006).
Dabei wurden innerhalb des Bebauungsplanes H6 251 zwar an allen Sondieransatz-
stellen Aufflllungen, teils in groRerer Méchtigkeit ermittelt. Diese wiesen allerdings
weder geruchliche bzw. optische Auffalligkeiten noch nachhaltige Bodenverunreini-
gungen auf.
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9.3

Uber die groBflachige Versiegelung durch Verkehrsflachen bzw. Uberschiittung der
beiden Verkehrsinseln sind von den vorhandenen Anschiittungsmaterialien keine Ge-
fahrdungen fir Schutzgiiter zu erwarten. Die dem Standort PHOENIX West (norddst-
lich NortkirchenstralRe) zuzurechnenden Verkehrsflachen werden zudem gemaf den
MaRgaben der vorliegenden Sanierungspléne nach 8 13 BBodSchG aufbereitet.

Vorsorglich wird jedoch der gesamte Planbereich als Altlastenverdachtsflache ge-
kennzeichnet.

Der Geltungsbereich liegt in einem Bereich, in dem aufgrund der ortlichen Gegeben-
heiten Methanaustritte an der Tagesoberflache nicht zu erwarten (Zone 0) bzw. wenig
wahrscheinlich (Zone 1) sind.

Bergbau

Der gesamte Geltungsbereich wird gemaR 8 9 Abs. 5 BauGB gekennzeichnet; auf-
grund der bergbaulichen Einwirkungen wird folgender Hinweis aufgenommen:

Das Plangebiet liegt Gber dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld ,,Franz*, dem
auf Steinkohle und Eisenstein verliehenen Bergwerksfeld ,,Gllickaufsegen® sowie dem
auf Eisenstein verliehenen Bergwerksfeld ,,.Benno*. Im Bereich des Plangebietes hat
Gewinnung von Steinkohle im tiefen Bereich stattgefunden. Aufgrund der Lagerstéat-
tenverhaltnisse kann ebenfalls nicht ausgeschlossen werden, dass im Bereich des
Plangebietes auch widerrechtlicher Bergbau durch Dritte oder Bergbau vor der Anle-
gung von zeichnerischen Unterlagen im tagesnahen Bereich umgegangen ist. Hinsicht-
lich einer gutachterlichen Einschatzung der Einwirkungsrelevanz ist ein Sachverstén-
diger einzuschalten; entsprechende Erkundungsmalinahmen sind durchzufihren. Der
Planbereich wird geméal? § 9 Abs. 5 BauGB gekennzeichnet. Vor Durchfuhrung der
Malnahme besteht zudem die Mdglichkeit, Grubenbilder bei der Bezirksregierung
Arnsberg, Abteilung 8 Bergbau und Energie in NRW, Goebenstral3e 25 in 44135
Dortmund einzusehen.

Larmschutz

Um die geschatzten Verkehrsmengen von insgesamt 34.000 Kfz-Fahrten abzuwickeln,
ist neben der westlichen Anbindung Uber den geplanten Verkehrsknoten Nortkir-
chenstralle auch eine Anbindung uber die Felicitasstral3e vorgesehen. Fiir die dstliche
Anbindung ist der Realisierung einer neuen Verkehrstrasse parallel zu den Bahnglei-
sen als Entlastung der HochofenstralRe — die sog. Stidspange - vorgesehen. Somit kon-
nen die zu erwartenden Verkehrsstrome verkehrstechnisch ausgewogen verteilt wer-
den. Im Rahmen des Bebauungsplanes H6 253 - PHOENIX West ist ein spezifisches
Larmgutachten vom TUV erstellt worden, das u.a. auch die Larmauswirkungen der
prognostizierten (2015) Verkehrsmengen ermittelt.

Die geplanten UmbaumaBnahmen am Verkehrsknoten stellen eine wesentliche Ande-
rung gemaR der 16. BImSchV dar. Ferner sind die Auswirkungen des Bebauungspla-
nes auf die Umgebung zu bewerten. Grundlage hierfur bildet die DIN 18005.

Um die Aussagen des TUV Gutachtens fiir den vorliegenden Bebauungsplan zu tiber-

prifen bzw. konkretisieren, wurde im Januar 2009 nochmals eine spezifische schall-
technische Untersuchung vom Stadtplanungs- und Bauordnungsamt hinsichtlich der
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Auswirkungen des Knotens auf die angrenzenden Nutzungen (Autohaus, Luftzerle-
gungsanlage) durchgefihrt.

Bei der Luftzerlegungsanlage TGHM 6stlich des Knotens handelt es sich um einen In-
dustriebetrieb, der selbst L&rm emittiert. Eine Schutzbedurftigkeit dieser Nutzung be-
steht nicht. Das vorhandene Biirogebaude wird dennoch durch eine geplante Schutz-
wand, deren originare Funktion die Abschirmung von Gasen im Storfall ist, von dem
Verkehrsknoten abgetrennt. Diese Wand in unmittelbarer Nahe zum Immissionsort
ubernimmt ebenfalls L&rmschutzfunktion und wird im Ho 253 festgesetzt wird. Die
Realisierung erfolgt ber einen spezifischen stadtebaulichen Vertrag bereits vor dem
Ausbau des Verkehrsknotens.

Nordlich des Verkehrsknotens befindet sich ein vorhandenes Autohaus (BMW). Die-
ser Betrieb ist als Gewerbegebiet einzustufen. Dementsprechend sieht die
16.BImSchV als Grenzwert 69 dB(A) tags vor. Der Orientierungswert der DIN 18005
betragt 65 dB(A) tags. Schiitzenswerte Rdume sind hier die Buroraume im Oberge-
schoss des halbkreisformigen Gebaudes.

Fur die Nachtzeit besteht bei einer reinen Bironutzung ohne Betriebswohnungen ge-
méaRk 83 Abs. 2 der 16.BImSchV kein héherer Schutzanspruch als zur Tageszeit.

Das Gutachten kommt zu folgenden Ergebnissen:

Bereits in der heutigen Situation werden Pegel zwischen 71,4 dB(A) an den der B54
zugewandten Teilen der Fassade des Autohauses und 63,3 dB(A) an den der B54 eher
abgewandten Ostlichen Teil der Fassade erreicht. Damit sind die Orientierungswerte
groBtenteils bereits heute tiberschritten. Die maximale Uberschreitung betragt 6,4
dB(A).

Die Berechnungen zeigen, dass der Beurteilungspegel in der Prognosebetrachtung an
den betrachteten Immissionsorten zunimmt. Im westlichen Bereich steigt er um 0,7
dB(A) an. Nach Osten nimmt die Steigerung weiter zu und erreicht 2,2 dB(A) am 6st-
lichsten Immissionsort. Hauptgrund fur die Zunahme der Pegel ist die gestiegene Ver-
kehrsbelastung im Jahre 2015 und nicht der Umbau des Verkehrsknotens.

Insgesamt werden in der Prognosesituation Pegel von 72,1 dB(A) im Westen und 65,5
dB(A) im Osten erreicht. Die maximale Uberschreitung der Orientierungswerte betragt
7,1 dB(A). An allen Immissionsorten werden kiinftig die Orientierungswerte der DIN
18005 Uberschritten.

GemaR den Vorgaben der 16.BImSchV in Verbindung mit den VIarmschR97 (Richtli-
nien fiir den Verkehrslarmschutz) ist fir die Prifung auf Einhaltung der Grenzwerte
der zu dndernde Verkehrsweg allein zu betrachten.

Die Berechnungen haben ergeben, dass der Grenzwert bei dieser Betrachtung an allen
Immissionsorten eingehalten wird. Anspriiche auf L&rmschutzmalnahmen aufgrund
der 16. BImSchV bestehen daher nicht.

Die Zunahme der Belastungen im westlichen Teil mit etwa 1 dB(A) kann aus gutach-
terlicher Sicht als nicht wahrnehmbar angesehen werden.

Im 6stlichen Teil werden die Orientierungswerte der DIN 18005 erstmalig oder wei-
tergehend Uberschritten und es wird eine wahrnehmbare Erh6hung der Belastung er-
folgen, die jedoch zum groRReren Teil durch die prognostizierte Zunahme der Ver-
kehrsbelastung und nicht durch die Festsetzungen des B-Plans erzeugt werden.
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9.4

Eine westliche Anbindung zur Abwicklung der Verkehre ist — wie bereits planerisch
dargelegt — unentbehrlich. Planerische Alternativen fiir eine kinftige westliche Anbin-
dung von PHOENIX West gibt es nicht. An dieser Stelle besteht im Rahmen der vor-
handenen heutigen Anbindung die einzige Mdglichkeit, die StraRen héhengleich anzu-
schlielen. Das nordlich des Autohauses gelegene unbebaute Gelénde liegt ca. 14 m
gegeniber der Bundesstrale erhéht. Eine Anbindung ware nur mit erheblichen Erdbe-
wegungen und einem Eingriff in das stddtebauliche Konzept realisierbar. Weiter sud-
lich gelegene Grundstiicke sind bereits bebaut. Ein Abriicken des Knotens von dem
BMW-Gebaude ist ebenfalls nicht mdglich, da die Strallenfiihrung an eine vorhandene
Unterflihrung unter der B 54, die direkt siidwestlich von BMW liegt, ankniipfen muss.
Diese Unterquerung stellt einen unabanderbaren Fixpunkt dar.

Aktive Malinahmen in Form einer Larmschutzwand oder eines Walles gegentiber den
Verkehrsgerduschen kommen nicht in Betracht, da zwischen Strale und Gebéude kein
adaquater Raum zur Verfugung steht. Darlber hinaus wére auch aus stddtebaulichen
Grunden eine solche Wand nicht vertréglich, da sich die Nutzung in 11 m Hohe Uber
Gelé&nde befindet und ein Schutz der Immissionsorte einen unverhaltnisméaiig hohen
technischen und finanziellen Aufwand bedeutete. Eine solche Wand lage sicherlich
auch nicht im Interesse des Autohausbetreibers.

Da der vorliegende ,,Verkehrsbebauungsplan® keine baulichen Nutzungen ermdglicht,
werden erforderliche SchallschutzmafRnahmen in dem B-Plan-Verfahren H6 253 —
PHOENIX West — geregelt.

An MaRnahmen im angrenzenden Bebauungsplan H6 253 kommen daher — soweit er-
forderlich - vorrangig passive MaRnahmen wie eine larmschiitzende Grundrissanord-
nung und der Einbau von Schallschutzfenstern, eventuell verbunden mit mechanischer
Liftungseinrichtung oder Klimatisierung der Rdume in Frage. Hierbeli ist die Einhal-
tung der Innenschallpegel entscheidend. Aufgrund des relativ neuen Autohausgeb&u-
des (Bauantrag aus 2003) ist davon auszugehen, dass bereits aufgrund der vorhande-
nen Larmsituation entsprechende passive Schallschutzmalinahmen getroffen wurden.
Auch fir dieses Baufeld sieht der B-Plan H 253 - PHOENIX West — letztendlich pas-
sive SchallschutzmaRnahmen vor.

(Gerauschemissionen und —immissionen durch Straf8en- und Schienenverkehr sowie durch be-
stehende Betriebe im Entwicklungsgebiet PHOENIX West*, TUV Nord Systems Essen, Febru-
ar 2008)

(Schalltechnische Untersuchung Bebauungsplan H6 251 - PHOENIX West / Verkehrsknoten
Nortkirchenstralle-, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt, Januar 2009)

Lufthygiene

Das Umweltamt der Stadt Dortmund hat eine Abschatzung der Belastung durch ver-
kehrsbedingte Luftschadstoffe im Bereich des Plangebietes PHOENIX West, ein-
schlieBlich der B 54 durchgefiihrt. Als Basis dienten Verkehrsprognosezahlen des
Stadtplanungsamtes fur das Jahr 2015. Demnach liegen die errechneten Luftschad-
stoffgehalte an allen StraRenbereichen unter den jeweiligen Grenzwerten der 22.
BImSchV.

Die Bewertung der Luftschadstoffkonzentrationen ergibt somit, dass selbst bei duf3erst
konservativer Betrachtung die Immissionsgrenzwerte der 22. BImSchV unterschritten
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9.6

werden. Gesundheitliche Beeintrachtigungen bestehen daher im Umfeld von PHOE-
NIX West durch die zu erwartenden Verkehre nicht.

Luftzerlequngsanlage

Im 6stlichen Bereich des geplanten Verkehrsknotens liegt eine Luftzerlegungsanlage
(TGHM): Die Anlage TGHM bildet einen Betriebsbereich nach 8 3 Abs. 5a BImSchG
i.V.m. § 1Abs. 1 S. 1 StorfallV (12. BImSchV), da mit etwa 1.800 Mg Sauerstoff die
entsprechende Mengenschwelle fir die Anwendung der Grundpflichten der Storfall\V
Uberschritten ist. Insoweit wird mit gefahrlichen Stoffen im Sinne der StérfallV in ei-
ner solchen Menge umgegangen, dass im Zuge nachbarschaftlicher Planungen gemaf
8 50 BImSchG u.a. die bei schweren Unféllen im Sinne des Artikel 3 Nr. 5 der Seve-
so-11-Richtlinie in Betriebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf die Nachbar-
schaft in die planerische Abwagung eingestellt werden missen. Deshalb sind im Rah-
men einer spezifischen Gefahrenanalyse zu den Wechselwirkungen zwischen der
Luftzerlegungsanlage TGHM und dem Bebauungsplanbereich PHOENIX West das
Gefahrenpotenzial sowie spezifische MaRnahmen dargelegt worden.

Die Beurteilung der Vertraglichkeit der Planung mit dem Betrieb TGHM erfolgte
durch die Ermittlung von ,,angemessenen Abstanden (Achtungsgrenzen). Den Be-
rechnungen lagen Menge und rdumliche Verteilung von (nach der StorfallV relevan-
ten) Stoffen sowie der nach den erteilten Genehmigungen zuldssigen Betriebsbedin-
gungen zugrunde. Berucksichtigung fanden ebenfalls mogliche Veranderungen des
Gefahrenpotenzials durch evtl. Anlagenveranderungen und —erweiterungen. Das Gut-
achten hat fir die Freisetzung von Sauerstoff eine Achtungsgrenze von 250 m ermit-
telt. Um die gewiinschte Nachbarbebauung in einem Abstand von 30 m realisieren zu
kénnen und auch im Falle eines sog. Dennoch-Storfalls (welcher zwar nach § 1 Abs. 2
StorfallV vernunftigerweise auszuschlielRen ist, aber fur den im Rahmen von Neupla-
nungen in der Nachbarschaft bestehender Anlagen gleichwohl VVorsorge zu treffen ist),
Geféhrdungen fur Passanten auf der vorgesehenen HaupterschlieBungsstralle (Konrad-
Adenauer-Allee) zuverlassig auszuschliel3en, wird der Bau einer an der hochsten Stelle
mindestens 5 m hohen Wand erforderlich.

Der Bebauungsplan H6 253 — PHOENIX West - setzt diese Wand mit der erforderli-
chen Hohenabstufung zu den seitlichen Flanken fest. Des Weiteren sind zusatzliche
erganzende Schutzmallinahmen wie z.B. die Installation einer Gaswarnanlage erforder-
lich, die an dieser Stelle nicht explizit genannt werden sollen.

In einem spezifischen stadtebaulichen Vertrag werden die Realisierung der Wand so-
wie weitere MalRnahmen wie der Einbau und Betrieb einer Gaswarnanlage sowie der
nach dem Sachverstandigengutachten vorgesehenen betrieblich-organisatorischen
Malinahmen mit TGHM vereinbart. Der Vertragsabschluss wird spétestens vor
Rechtskraft dieses Bebauungsplanes vorliegen.

(Gerauschimmissionen durch die Luftzerlegungsanlage des Betriebes TGHM im geplanten
Gewerbepark PHOENIX West in Dortmund-Horde*, TUV Nord Systems Essen, 25.04.2006)

Kampfmittel
Das Gelande von PHOENIX West wurde durch die Bezirksregierung Arnsberg bereits

luftbildmé&Rig Vor Beginn von anstehenden Baumalinahmen sind vom Tréger der
Baumalinahme die entsprechenden Antrége auf Kampfmittelberprifung Gber die
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10.

11.

12.

Ordnungsbehdrde zu stellen. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungs-
plan aufgenommen:

Nach dem Ergebnis der Luftbildauswertung ist vor Beginn der Bauarbeiten eine Uber-
priifung der zu bebauenden Flache und der Baugrube durch den Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst Westfalen-Lippe durchzufuhren. Der Antrag zur Untersuchung von Fla-
chen sollte durch das Ordnungsamt der Stadt Dortmund, Olpe 1, 44122 Dortmund
(Tel.: 0231/50-25955 oder 50-22328) mindestens 5 Werktage vor dem gewt(inschten
Termin bei der Bezirksregierung Arnsberg erfolgen.

Die Bescheinigung des Ordnungsamtes ber den Abschluss der Kampfmittelbeseiti-
gung ist an der Baustelle im Original oder in Kopie aufzubewahren und auf Verlangen
vorzuzeigen.

Denkmalschutz

In einem Gutachten wurden auf dem Gelédnde von PHOENIX West 22 Objekte als
denkmalwert identifiziert und in die Denkmalliste eingetragen. Im Umfeld des Kno-
tens sind keine Objekte vorhanden.

Denkmalpflegerische Belange werden deshalb im Bebauungsplanbereich nicht be-
rihrt. Es ist jedoch nicht auszuschliel3en, dass bei Bodeneingriffen Bodendenkmaler
entdeckt werden. Fir diesen Fall wird im Bebauungsplan tiber einen entsprechenden
Hinweis vorsorglich auf die Melde- und Sicherungspflicht nach dem Denkmalschutz-
gesetz NW hingewiesen.

Kosten
Die Gesamtkosten belaufen sich auf 2,8 Mio €. Sie werden mit Zuschiissen nach dem
Gesetz zur Entflechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen (Entflech-

tungsgesetz / EntflechtG) gefdrdert. Der entsprechende Zuschussantrag ist eingereicht.

Des Weiteren wird fir die Realisierung des Verkehrsknotens Grunderwerb in Héhe
von 168.000,-- € erforderlich.

Stadtebauliche Zahlenwerte

Offentliche Verkehrsflache 2,5 ha
Offentliches Verkehrsgriin 1,8 ha
Geltungsbereich (gesamt) 4.3 ha

Dortmund, den 23. Januar 2009

Wilde

Ltd. Stadt. Baudirektor

Stadt Dortmund, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt
Burgwall 14, 44 135 Dortmund
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Zu diesem Bebauungsplan gehoren folgende Gutachten / Fachplanungen:

e Umweltbericht, Herbstreit Landschaftsarchitekten, Bochum, Dezember 2008

e Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum H6 251, Herbstreit Landschaftsarchitekten, Bo-
chum, Dezember 2008

e Freiflachenplan, Lohrer.Hochrein, Magdeburg, Mai 2008
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	Der Flächennutzungsplan der Stadt Dortmund stellt die B 54 sowie die Nortkirchenstraße und die Konrad-Adenauer-Allee als überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen bzw. Verkehrs- und Erschließungsstraßen dar. Das östlich angrenzende Gelände PHOENIX West ist als Sondergebiet ausgewiesen. Für den Geltungsbereich existiert kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan. Für das gesamte Entwicklungsareal von PHOENIX West wird derzeit parallel der Bebauungsplan Hö 253 – PHOENIX West – aufgestellt. Da aufgrund der Komplexität der Zeitpunkt der Rechtsverbindlichkeit schwer abzuschätzen ist, soll die westliche Anbindung in einem separaten Verfahren laufen, um den für 2009 avisierten Realisierungszeitpunkt nicht zu gefährden. Für die Konrad-Adenauer-Allee sowie sämtliche inneren Erschließungsstraßen ist ein Verfahren nach § 125 BauGB im Dezember 2006 zum Abschluss gebracht worden. Dieses Instrument kann hier keine Anwendung finden, da eine Straße mit überörtlicher Verbindungsfunktion (B 54) betroffen ist. 
	Aufgrund der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 25. März 2002, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2007, kommt dem Artenschutz eine besondere Bedeutung zu. § 42 und § 43 BNatSchG definieren bestimmte Verbotstatbestände für alle besonders und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten. Gleichzeitig zeigt das Gesetz in Übereinstimmung mit der europäischen FFH- und Vogelschutzrichtlinie Spielräume auf, um akzeptable und im Vollzug praktikable Ergebnisse bei der Anwendung der Verbotstatbestimmungen zu erzielen. 
	9.1 Altlasten / Methan  
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